
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 591/1978 

Typ 

Vertrag – Multilateral 

§/Artikel/Anlage 

Art. 14 

Inkrafttretensdatum 

10.12.1978 

Index 

19/05 Menschenrechte 

Beachte 

Vorbehalt Österreichs (siehe Titeldokument, BGBl. Nr. 591/1978) 

Weitere Vorbehalte von Barbados, Dänemark, Finnland, Guayana, Norwegen, Schweden, Venezuela und 
Großbritannien. 

Text 

Artikel 14 

(1) Alle Menschen sind vor Gericht gleich. Jedermann hat Anspruch darauf, daß über eine gegen ihn 
erhobene strafrechtliche Anklage oder seine zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen durch ein 
zuständiges, unabhängiges, unparteiisches und auf Gesetz beruhendes Gericht und in billiger Weise 
öffentlich verhandelt wird. Aus Gründen der Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung (ordre public) oder der 
nationalen Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft oder wenn es im Interesse des Privatlebens der 
Parteien erforderlich ist oder – soweit dies nach Auffassung des Gerichts unbedingt notwendig ist – unter 
besonderen Umständen, in denen die Öffentlichkeit des Verfahrens die Interessen der Rechtspflege 
beeinträchtigen würde, können Presse und Öffentlichkeit während der ganzen oder eines Teils der 
Verhandlung ausgeschlossen werden; jedes Urteil in einer Straf- oder Zivilsache ist jedoch öffentlich zu 
verkünden, sofern nicht die Interessen Jugendlicher dem entgegenstehen oder das Verfahren 
Ehestreitigkeiten oder die Vormundschaft über Kinder betrifft. 

(2) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat Anspruch darauf, bis zu dem im 
gesetzlichen Verfahren erbrachten Nachweis seiner Schuld als unschuldig zu gelten. 

(3) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat in gleicher Weise im Verfahren Anspruch 
auf folgende Mindestgarantien: 

 a) er ist unverzüglich und im einzelnen in einer ihm verständlichen Sprache über Art und Grund der 
gegen ihn erhobenen Anklage zu unterrichten; 

 b) er muß hinreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung seiner Verteidigung und zum Verkehr 
mit einem Verteidiger seiner Wahl haben; 

 c) es muß ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil gegen ihn ergehen; 
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 d) er hat das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein und sich selbst zu verteidigen oder durch 
einen Verteidiger seiner Wahl verteidigen zu lassen; falls er keinen Verteidiger hat, ist er über 
das Recht, einen Verteidiger in Anspruch zu nehmen, zu unterrichten; fehlen ihm die Mittel zur 
Bezahlung eines Verteidigers, so ist ihm ein Verteidiger unentgeltlich zu bestellen, wenn dies im 
Interesse der Rechtspflege erforderlich ist; 

 e) er darf Fragen an die Belastungszeugen stellen oder stellen lassen und das Erscheinen und die 
Vernehmung der Entlastungszeugen unter den für die Belastungszeugen geltenden Bedingungen 
erwirken; 

 f) er kann die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers verlangen, wenn er die 
Verhandlungssprache des Gerichts nicht versteht oder spricht; 

 g) er darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu 
bekennen. 

(4) Gegen Jugendliche ist das Verfahren in einer Weise zu führen, die ihrem Alter entspricht und 
ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft fördert. 

(5) Jeder, der wegen einer strafbaren Handlung verurteilt worden ist, hat das Recht, das Urteil 
entsprechend dem Gesetz durch ein Gericht höherer Instanz nachprüfen zu lassen. 

(6) Ist jemand wegen einer strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt und ist das Urteil später 
aufgehoben oder der Verurteilte begnadigt worden, weil eine neue oder eine neu bekannt gewordene 
Tatsache schlüssig beweist, daß ein Fehlurteil vorlag, so ist derjenige, der auf Grund eines solchen Urteils 
eine Strafe verbüßt hat, entsprechend dem Gesetz zu entschädigen, sofern nicht nachgewiesen wird, daß 
das nicht rechtzeitige Bekanntwerden der betreffenden Tatsache ganz oder teilweise ihm zuzuschreiben 
ist. 

(7) Niemand darf wegen einer strafbaren Handlung, wegen der er bereits nach dem Gesetz und dem 
Strafverfahrensrecht jedes Landes rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen worden ist, erneut verfolgt 
oder bestraft werden. 
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